
2. Sind diese Bestimmungen dahin auszulegen, dass die Steu­
erbefreiung in dem genannten Fall anwendbar ist, wenn die 
Gesellschaft das Bestehen eines zwingenden Zusammen­
hangs zwischen dem Betrieb des Unternehmens und der 
Zurverfügungstellung des Gebäudes oder eines Teils davon 
an die Geschäftsführer, Verwaltungsratsmitglieder oder Ge­
sellschafter nicht nachweist, und ist in diesem Fall das 
Bestehen eines mittelbaren Zusammenhangs ausreichend? 

( 1 ) ABl. L 145, S. 1. 
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Anträge 

Die Kommission beantragt, 

1. festzustellen, dass 

— der portugiesische Staat dadurch gegen Art. 13 Abs. 6 
der Richtlinie 2000/60/EG ( 1 ) in Verbindung mit den 
Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung verstoßen hat, dass 
er die nationalen und internationalen Bewirtschaftungs­
pläne für die Einzugsgebiete nicht veröffentlicht hat; 

— der portugiesische Staat dadurch gegen Art. 14 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 2000/60/EG verstoßen hat, dass 
er die Entwürfe der Bewirtschaftungspläne für die Ein­
zugsgebiete nicht veröffentlicht und nicht der Öffentlich­
keit, einschließlich den Nutzern, zugänglich gemacht hat, 
damit diese Stellung nehmen kann; 

— der portugiesische Staat dadurch gegen Art. 15 Abs. 1 
der Richtlinie 2000/60/EG verstoßen hat, dass er der 
Kommission keine Kopien der Bewirtschaftungspläne 
für die Einzugsgebiete übermittelt hat; 

2. der Portugiesischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Art. 13 der Richtlinie 2000/60/EG 

Art. 13 Abs. 6 der Richtlinie 2000/60/EG in Verbindung mit 
den Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung sehe vor, dass die Bewirt­
schaftungspläne für die Einzugsgebiete für jede nationale oder 
internationale Flussgebietseinheit, die vollständig im Unions­
gebiet liege, spätestens am 22. Dezember 2009 hätten ver­
öffentlicht worden sein müssen. 

Der Kommission sei nicht mitgeteilt worden, noch habe sie 
Kenntnis davon, dass diese Pläne für Portugal veröffentlicht 
worden wären. 

Art. 14 der Richtlinie 2000/60/EG 

Wie aus der Richtlinie hervorgehe, werde die Beteiligung der 
Öffentlichkeit für die Verfolgung der Ziele der Richtlinie als 
wesentlich angesehen. 

Der Kommission sei nicht mitgeteilt worden, noch habe sie 
Kenntnis davon, dass Entwürfe von Bewirtschaftungsplänen für 
die Einzugsgebiete veröffentlicht und der Öffentlichkeit, ein­
schließlich den Nutzern, zugänglich gemacht worden wären, 
damit diese Stellung nehmen könne. 

Art. 15 der Richtlinie 2000/60/EG 

Die Kommission habe weder für die nationalen noch für die 
internationalen Flussgebietseinheiten Kopien der Bewirtschaf­
tungspläne für die Einzugsgebiete vom portugiesischen Staat 
erhalten. 

( 1 ) Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 
Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. 
L 327, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Upper Tribunal, Tax and 
Chancery Chamber (Vereinigtes Königreich), eingereicht 
am 13. Mai 2011 — Her Majesty’s Commissioners of 

Revenue and Customs/Able UK Ltd 

(Rechtssache C-225/11) 

(2011/C 211/31) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Upper Tribunal, Tax and Chancery Chamber (Vereinigtes König­
reich) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelkläger: Her Majesty’s Commissioners of Revenue and 
Customs 

Rechtsmittelbeklagte: Able UK Ltd 

Vorlagefrage 

1. Ist Art. 151 Abs. 1 Buchst. c der Mehrwertsteuerrichtlinie ( 1 ) 
dahin auszulegen, dass er die Lieferung von Dienstleistungen 
im Vereinigten Königreich, die in der Abwrackung von Alt­
schiffen der US-Marine für das US Department of Trans­
portation, Maritime Administration, bestehen, unter einem 
oder beiden der folgenden Umstände von der Mehrwert­
steuer befreit: 

a) wenn diese Lieferung nicht an einen Teil der Streitkräfte 
eines NATO-Mitglieds, die der gemeinsamen Verteidi­
gungsanstrengung dienen, oder an ihr ziviles Begleitper­
sonal bewirkt wurde?
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